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für die gesamte Sozialversicherung*
Fachze.rschr.fr des Zenrra.verbandea der Angest-ellren

Lrsciicint regelmäßig Jeden zweiten Mittwoch mit

der Verbandsreitschrift „Der freie Angestellte".

Geschäftsstelle:

Berlin SO. 26, Oranienstraße 40/41

Bezugspreis durch die Post vierteljährlich 5 Mk. I..nze!-

nutnmer 2Mk. - Anzeigen werden nicht aufgenommen.*

Zur Ausbildung der KassenangesteUten.
Die nachfolgenden Anregungen unseres Mitarbeiters unter¬

breiten wir hiermit unseren Lesern. Eine Aeußerung über di«

Zweckmäßigkeit ihrer Durchfuhrung wäre uns erwünscht.

Die Schriftleitung.

lieber diese Fräse entspann sich in letzter Zeit ein reger

Meinungsaustausch in unseren Verbandsblüttern. Man kann das

als ein gutes Zeichen iiir die Entwicklung des Bildungsstrebens

in den Kreisen der Angestellten der Sozialversicherungsträger

hinnehmen. Welche Ansicht in den einzelnen Abhandlungen

auch zum Ausdruck gekommen ist: man wird den Beteiligten

dic Anerkennung nicht versagen dürfen. Ks fuhren verschiedene

Wege nach Rom! Nichts wäre verkehrter, als bei der Ausbildung

des Nachwuchses oder der Portbildung der Kollegen eine be¬

stimmte Schablone zu empfehlen. Jeder Lernende wird dio ihm

am besten liegende Methode ergreifen; sie wird bei ihm Eriolge

zeitigen, mag sie in anderen Fällen auch versagt haben. Rs

dürfte wohl kaum ein System geben, das von vornherein jeden

Mißerfolg ausschlieft, denn der Wille des einzelnen spielt dabei

immer die größte Rolle. Man wird daher weder ein System

empfehlen noch verurteilen dürfen, solange man nicht über alle

Verhältnisse des Schülers genau unterrichtet ist. Dagegen dürf¬

ten Anregungen wohl niemals ihre Wirkung verfehlen. „Pro¬

bieren geht über studieren!*4 Dieses alte Sprichwort könnte

mau auch hier anwenden. Wem Lehrbriefe zusagen, der soll

sein Glück damit versuchen, dahei muß aber als selbstverständ¬

lich vorausgesetzt werden, daß diese allen Anforderungen in

bezug anf Vollständigkeit entsprechen müssen. Dann werden

sie niemals schaden, auch dann nicht, wenn der Lehrgang etwa

In Sande verlaufen sollte. Auch Kurse haben nicht immer vollen

Erfolg, Verkehrt wäre es auch, wollte man die Ausbildung mit

dem Abschluß eines Kurses oder der Ablegung einer Prüfung

als beendet betrachten. Die davon betroffenen Menschen sind

in der Regel am unbeholfensten» wenn sie durch irgendeinen

Umstand an eine andere Arbeit gestellt werden, und im eigenen

Betriebe reicht ihre Wissenschaft meistens nicht über die eigene

Nasenspitze hinaus. In der Fortbildung darf es einen Stillstand

ebensowenig geben, wie bei der Fortentwicklung der sozialen

Einrichtungen. Kurse und Lehrbriefe können immer nur die

Grundlagen für de Weiterbildung schaffen. Im übrigen müssen

wir unsere eigenen Wege gehen, um iiir alle Vorkommnisse irn

Berufsleben gewappnet zu sein. Das Rüstzeug dazu bietet uns

die Literatur. Den einzuschlagenden Weg hat uns Kollege Otten

in Nr. 20 dieser Zeitschritt gezeigt. Fr besteht in der Einrichtung

einer eigenen Registratur des Wissensstoffes und der Verwal¬

tungstechnik im Sozial Versicherungsfach. Ohne diese ist in der

heutigen bewegten Zeit nicht auszukommen. Daß es aber bei

dem Umfang unserer Fachliteratur einer Registratur überhaupt

noch bedarf, gab mir vor einiger Zeit zu denken. Durch ver¬

schiedene Versuche stellte ich schließlich fest« daß diesem Mangel

durch eine Reform unserer Literatur nach zwei Seiten hin

abgeholfen werden könnte.

Zunächst fehlt es an einem Fachblatt, das sich mit den für

den Praktiker nächstliegenden Prägen beschäftigt: der Ge-

s c h ä l ta 1 ü h r u n g, der V e r w a 11 u n g s t e c h u i k und der

Fachbildung. Dann ist bisher auf den öffentlichen

Mein u n g I a HSta u s c h zu wenig Wert gelegt worden. Nur

wenn alle Erfahrungen unter der Kollegenschait ausgetauscht

Verden, kann etwas Vollkommenes erreicht werden. Alle 13c-

Schraukum_.cn auf kleine Kreise können nur Stückwerk liefern,

trotz der besten Fachkurse. In der breiten Oeffentlichkeit kann

dagegen das einzelne, mag es auch unbedeutend erscheinen« im

Zusammen lang mit anderen Mitteilungen dennoch wirksam sein.

Auch der weniger federgewandte Kollege muß seine Gedanken

weiteren Kreisen mitteilen können.

Hebung macht den Meister! Wie mancher ist hoffnungsvoll

an eine Arbeit herangegangen, es lag sicher auch ein guter Kern

in ihr. sie konnte aber nicht veröffentlicht werden, weil es für

Fragen aus der Praxis meistens an dem „zur Verfügung stehen¬

den Raum" fehlte. Der Schaffensdrang wird aber durch Ent¬

mutigung für immer lahmgelegt, zum Schaden unseres Berufes.

Es dürfte wohl kaum einen Menschen geben, der sich alles

Gelesene für alle Zeiten wird restlos merken können. Auf diese

Tatsachen allein ist auch die Herausgabe der verschiedenen

Wörterbücher (Lexika) zurückzuführen.

Wie sieht es nun aber mit der Nachschlagemog.ichkoit in

unserer Fachliteratur aus? Betrachten wir die einzelnen Fach¬

blätter näher, so finden wfir, daß sich ein großer Teil des Stoffes

(Gesetze. Verordnungen, Entscheidungen usw.) in allen Blättern

wiederholt. Sucht man danach im laufenden Jahrgang, so wird

man das Gewünschte nur mühsam oder gar nicht vorfinden, auch

wenn man das Glück hat, sämtliche Zeitschriften zu haben«

Dieser Mangel ist besonders daraui zurückzuführen, daß die

bestehenden Zeitschriften vielfach mehr der Wissenschaft als

der Praxis Rechnung tragen. Mit der ablieben Einteilnag:

Bekanntmachungen, redaktioneller Teil, Gesetze und Verord¬

nungen* Entscheidungen« Sprechsaal, Auskunftei und wie sonst

die Abschnitte alle genannt sind, kann der Angestellte wenig

anfangen, wenn er sich über eine Frage schnell unterrichten

will. Diese Bezeichnungen sind dem Stoffe selbst fremd. Wir

müssen daher eine andere Gliederung suchen« um die täglich*

Arbeit zu erleichtern. Das kann durch die von Otter, empfohlene

Registratur erreicht werden. Diese Einrichtung besieht darin,

daß man Gesetzesbestimmungen, Entscheidungen. Auszüge aus

Abhandlungen usw. so ordnet, wie sie einem fü:* den praktisches

Gebrauch am vorteilhaftesten liegen. So gut dieser Vorschlag

auch ist, es haben sich doch dabei Mißstände herausgestellt. Im

Laufo der Zeit sammelt sich nämlich in dieser Registratur eine

solche Menge von Stoff in den verschiedensten Längen und

Breiten« aus Gedrucktem und Geschriebenem an« dafl man sich

darin nur schwer zurechtfindet. Zudem ist es auch eine groSa

Energievergeudung, wenn jeder einzelne der 25000 Sozialver-

sicherungsbeamten sich den Stoff auf diese mühsame Weise

zusammensuchen soll. Man kann diesen Vorgang mit der Arbeit

des alten Nagelschmiedes vergleichen, der seine Nägel immer

noch eigenhändig herstellte, obwohl er das auf maschinellem

Wege viel schneller und bequemer haben könnte. Die Anstellung

dieses und ähnlicher Vergleiche fährten schließlich zu dem

Ergebnis« daß es wohl möglich wäre, eine Fachschrift von vorn¬

herein so zusammenzustellen, daß die Registratur dadurch ohno

große Kosten ersetzt werden könnte. Mau würde damit zweier¬

lei erreichen: erstens die fflr den Praktiker notwendige bessert

Uebersicht und zweitens eine bequeme Handhabung. Sowohl

die Stoffgtiederung wie die Einrichtung dieser Zeitschrift mußten

aber der Praxis in jeder Weise angepaßt sein. Das könnte

am besten dadurch erreicht werden, daß die Schrift aus der

Bestellt die Fachzeitschrift!

Am 1. Januar 1922 beginnt ein neues Vierteljahr

für den Bezug unserer Zeitschritt. Die Zeitschrift

wird den Verbandsmitgliedern kostenlos geliefert, da

der Bezugspreis von vierteljährlich 60 Mk. auf den

Verbandsbeitrag zurückvergütet wird. Jedes Ver¬

bandsmitglied bestelle deshalb sofort seine Fach¬

zeitschrift bei dem zuständigen Postamt.
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I selbst 1 : e. lit ar :etn n ) ^

i ßte . ben wei i. I Inter dem Abschnitt

.Xh Btzaagswesea" konnte t. B. alles das zusammeage«

^ra^en vveden, was mit ii.csem Gegenstände z mraenbängt
r Im c Registratur ähnlich« Einrichtung zu schaffen, wir*

aber die Form d.. Jtanunel ifi#l ihlen. Die damit an-

esjellten Vei be haben en ien, aß sie d.e Registratar vol!-

mmeu ersetzt Wenn weiter za de n iiir die Praxis not¬

wendigen Rechtsstofl h d tische Geschäftsführung, die

Verwa I technik und dk I bildnng in entsprechendem Um-

i :c Bommen w und zwar :n Form des Gedanken¬

austausches und k r Ab Dangen, so wurde der Praxis

dadarch all en Werk erstehen, das seinesgleichen suchen

düri I^iii sich dieser Gedanke sehr leicht verwirklichen ließe«

beweist der r/:r voi rende Pari fflr d*c Ausgestaltung des

Blattes. El entsj .: den hier niedergelegten Gedankengängen

md dem Sinnspruch: Belehrung tut viel, Anregung alles! Die

Verwirk! chung des Planes liegt an der Koile^enschaft selbst.

Nachstellende Eil *::-,: z;i einer unter der Bezeichnung:

Verwaltungsdienst der Refchsvcrsteterungstrflgcr* (VdR.) her-

e >cndcn Sammelscbrift soll zum besseren Verständnis für

Weg dni Zx\ der gestellten Aufgabe dienen:

V LMCfl und dts<^n i :u e Verucrtttlf durch ? kdieulkbc Organ!-

•;t il - I .it Jas (_ nm des Krfc i täglichen Leben. Dieses Ziel

fu erreiche«, hat sich <4-.f \eU Wm Aiifc::bc crrr.acht. A!s M.:telprnkt ffir

Stn_mt ng r.i.'l Austausch der ucf. vi l'.rfahr unr.cn taufender im D*cn*Mc

der Bttll XTtlcktrwmg StcbcuJvr -Vtmsltclt der ML die ftuduktl gtitticen

StrtKm <ie?n KinztJnrri. r durch ckn Off* r.% ijJirn Mcinuiiff-saustaasch kann

da\ b» ¦ errtkfct VSfll Ma* das td.zc.ce auch unbedeutend erscheinen,

Inj / n.c.ihä'jKC rv.'A t.idcrc« V *i .-t <s c! Bf '» wert .!. II:er

finclit Ji PlrssJl zff PlrisJs. Besonders die Lc l % Zeit IteIH uns vor die

Agfgahe. die Vir-rtftsatiti eu der Vcnichcrunk'sträger mit den neuesten

frru'in aftrn der Tccfcfiifc MSSMtattCU uni da* Pac.'.v. is en ru vertiefen,

u.'ifi . rfitca itnndgehtkcß Ujgin toll. Mi alle QgNcit der Sozial¬

erer**}.et k.:iC u: vi des VtfWaHtMSdlCMtCi MatttlCUdc Rüstl.aruncr des VdR.

fc_e#*t dj< I ag dc/u. Die Vorher ea ?u den FacfcprlfMfM verden

h fMlBMtef Wehe ttlSf-itft rctteludi Prcttaslnkti Cber urlchtffi Vir«

-waltaacisvtice aoltc« n KhApfcritcfctt NUftfMt ssttfcn«
— U_a%Micm ist

Alf Auf/1-:ikr«.:s des VdR. und terade itftofd *irJ er zum unmittelbaren

Btrattt für alle, dic sieii «einer bedienen. Das sind vornehmlich «thJflgfUj

Mi e* ernstlich meint» mit dtr AutfestfdtiM and Vefvollkomninunz de* Im

Aufti i berr.fknen gewaltige! Werkes d<.r BiCfolven r.hcrun^; dort Ist

• twb der Tr! Ig ftfcisr."

Was schlieliich das Wesen der Samnielschrift anbelangt, so

besteht ihr Vorzug gegenüber der alten Schriftform insbesondere

dann, dafl der Stoff rermöge der Einteilung in Abteilungen und

Abschnitte auf besonderen Blattern nach seiner Zusammen«

gebörigkeit sofort geordnet und SO an den dafür ein fiir allemal

bestimmten Ort leicht gefunden werden kann. So entsteht aus

der Sammelschrift allmählich das Sammelwerk, das sich von

einem in Buchform ersch enenen Werke ebenso zu seinem Vor¬

teil unterscheidet wie eine moderne Kartothek von dem ver¬

alteten, unhandlichen und unpraktischen Geschäftsbuch. Schon

im Laufe des Jahres ist es möglich, las Schriftgut so za ordnen,

dafl das Register entbehrt werden kann. Bin Beispiel: Es soll

eine bestimmte Voraussetzung iür die Gewährung der Wochen¬

hilfe festgestellt werden. Man entsinnt Sich. In einer der letzten

Nummern einer Zeitschrift über diese Präge etwas gelesen zu

haben. Unter welcher der üblichen Abschnittbesekhnungen ist

ht bekannt auch schlecht zu merken, da diese Bezeichnungen
dem Stoff fremd sind. Paßt sieh dagegen die Gliederung dem

Stofl au, so wird es In dem angefahrten Patte nicht schwer

fallen, auf den Abschnitt „Unterstfitzungswesen*1 zu kommen«
wed diese Bezeichnung mir der Präge wesensverwandt ist.

Wenn weiter gleichartige Abschnitte wie oben ansgcfOhrt immer

zusammenkommen« «o liegt die dadurch erzielte grofle Erleich¬

terung beim Nachschlagen anf der Hand. Wenn alle anderen

7a itsebriften der Sozialversicherung und des allgemeinen Wissens

diese Tun, später ebenfalls annehmen würden, und wenn die

PachbUUter weiter eine einheitliche Papiergröße einführen wür-

i. so dafl die Unterbringung aller verwandten Stoffe aus aüen

Zeitschriften m einer Mappe möglich wäre, dann würde dadurch

•

Bestellschein

An das P. stam. zu

Ick besteil« hler<3 ._!¦ ab !. lanuai 1923 vom Verlag des

ZentralvcTbandes der Antesteütcn, Berlin SO. 26, Uranien-

straBs 40/41,

. * . ,
Stück „Volkstümlich« Zeitschrift für die gesamte Sozial«

Versicherung*1 zum Preis« von erteljührüch 60 Mk.

,
den . • , « (^22.

Name

der lenk • ch a!s s
" ch hingenommenen Energie«

Vergeudung tin harter stoß versetzt werden,

El besteh! die Hoffe *:« dafl -- trotz der Ungunst derVerha't-

nissc für die Herausgabe einer neuen Schrift — der vorbezeich-

nete Plan sich bald vürd verwirklichen lassen. Die ErfflUung
dieses Beitgemflflen Wunsches wird um so schneller eintreten,
als das Interesse an der eigenen Vervollkommnung wichst

Dazu gehörte die Beteiligung aller Kollegen am Bezüge der

Sammelschrift um den Bezugspreis möglichst niedrig zu ge¬

stalten, und tatkraftige Mitarbeit. Auch der Gedanke des jüng¬

sten Kollegen Kann hier fruchtbringend wirke Wie es die

Aufgabe eines Kursuslciters ist. anfangliche Unklarheiten zu be¬

seitigen, so wird es die Aufgabe der Schriftlcitung sein müssen,

stilistische Unebenheiten bei Anfängern im öffentlichen Meinungs¬

austausch zu beseitigen. Ihre Hauptaufgabe muß es sein, dio

geistige Verbindung zwischen den einzelnen Kollegen wach zu

erhalten und einen regen Gedankenaustausch zu fördern. Da¬

durch würde auch der in der entlegensten Gegend wirkend*

Kollege an den Fortschritten der Technik ohne besondere Müho

und ohne große Unkosten teilnehmen können« zum Besten der

von ihm verwalteten Kasse.

J>ine möglichst ausgiebige Stellungnahme zu dem Vorschlag*

der Gründung einer Sammelscbrift aus der Praxis heraus, ge*

gebenenfatta auch Abänderungsvorschläge und sonstige An¬

regungen aus dem Koilegenkrcise waren erwünscht. Der Be¬

zugspreis iaßt sich allerdings vor Feststellung der Auflage n.cht

errechnen. Aus diesem Grunde ist auch die vorherige Ermittlung

der für die Samnielschrift in Frage kommenden Interessenten'

unbedingt erforderlich. Da auch die Angestelltcnvtrb-inde an

der Weilerbildung ihrer Mitglieder und d»c Kassenvorstande an

der Vervollkommnung des Werkzeuges ihrer Beamten ein großes

Interesse haben, dürfte auch auf ihre Unterstützung in irgend¬

einer Form za rechnen sein. Kommt so ein Zusammenwirken

aller Kreise zustande, dann wird auch der Segen des alten

Wahlspruchs: „Einer für alle, alle für einen!" in der Praxis

bald zu verspüren sein. — Die Anregung ist gegeben, mag die

Tat bald folgen! Friedr. Schönwald, Düsseldorf.

i ¦¦ ¦

¦ ¦»

Verwaltung.
Das Reichsknappschaftsgesetz im Reichstag« Am 10. No¬

vember begannen im 6. Rcichstaxsausschuß dic Verhandlungen

über das Reichsknappschaftsgesetz. Nach einer allgemeinen

Aussprache, in der die Regierangsvertreter Zweck und Ziel des

Fntwurfs erörterten und In der im übrigen allgemein betont

wurde, daß es erwünscht sei, daß das Gesetz tunlichst mit dem

1. Januar 1923 in Kraft trete, wurde der Gesetzentwurf selbst

zur weiteren Beratung an einen Unterausschuß weitergegeben*

Die wichtigsten Beschlüsse dieses Unterairsschusses sind

bisher dic folgenden:

Bezüglich des Umlageverfahrens wurde nach eingebender
Erörterung beschlossen, es hinsichtlich der Dane;leistungen bei

dem Kapitaldeckungsverfahrea zu belassen, nur die Ausgaben
fflr die Teuerungszulage:! umzulegen«

Eine eingebende Erörterung fand über die Einbeziehung der

knappsohaftlicben Unfallversicherung statt. Man einigte sich

auf eine Entschließung, durch d.e ciic Reichsregierung ersucht

wird, die Verschmelzung der Unfallversicherung mit dem Reichs«

knappschaftsverein In den beteiligten Kreisen schleunigst zu

erörtern und das Ergebnis dem Reichstttg In einer Denkschrift

mitzuteilen.

Zu § 2 wurde die Einfügung des Reichsknappschaftsrats in

Absatz 3 abgelehnt. Durcii einen Znsatz wird bestimmt, dafl mit

Zustimmung des Reichsknappschaftsvereins auch dic mit dem

Bergwerk in Zusammenhang stehenden Gewerbsanlagen ein¬

bezogen werden'können. Der Reiehsknappschaftsrat ist beseitigt
worden.

Im § 7 und :n den folgenden Paragraphen sind die beson¬

deren Krankenkassen beseitigt.

7n § 14 wurde ein Antrag der Sozialdemokraten« wonach

außerhalb des Bezirks wohnende Familienangehörige die lei¬

stungen von der zuständigen Ortskrankenkasse auf Kosten der

Bezirkskrankenka«sse erhallen sollten, abgelehnt Dafür wurdn

ein Antrag Moldenhauer angenommen, der es der K«sssensatzung

überläßt zu bestimmen, daß die Krankenpflege an Pamilicn-

angehörige nur an solchen Orten gewährt wird, auf dic sich

d«ts VertragsVerhältnis mit Aerzten usw. erstreckt.

Dic Verhandlungen wurden durch die Regierungskrise unterj¬

ochen, sollen über demnächst weitergeführt werden.

I IIMH

Wohnung: , •. , ,, h h» , ,, , , ,
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Diese Aenderungen der Grundlöhne and damit auch der Bei¬

träge und Leistungen bähen Stets eine immense Mehrarbeit zur

folge. Erfahrungsgemäß sind die Beamten und Angestellten der

ikenversicberungsträger gezwungen, wochen- und monate-

: täglich mehrere Stunden Uebcrarbeit zu leisten, die durch

s notwendige Berichtigung der Arbeitgeberkonten und Mit-

Kliederkarten erforderlich werden.

Pie Kosten dieser Arbeiten der jüngsten Grundlohncrhöhung

m 2. Oktober 1922 betragen einschließlich der nicht geringen

sächlichen Unkosten durchschnittlich etwa 50 Mk. pro Mitglied«

.
rund 10 Millionen Versicherten also etwa 500 Millionen Mark.

Bei der rasenden Abwärtsentwicklung unserer Qeldwährnng
wird die nächste Ornndtohnerhöhung in Bälde zu erwarten sein.

Die Kostenrechnungen werden dann bereits zehnstellige Betrige
aufweisen.

Ks erscheint daher wohl angebracht, Mittel und Wege tu

suchen, um diese ungeheuren Kosten, die nur iür bureantech-

nische (und bureaukratische) Zwecke ausgegeben werden, im

foteresae des Ganzen und besonders der Versicherten selbst zu

e.ineiden; ganz abgesehen davon, daß sich auch die Kranken-

kaSSea — wie die Sozialversicherung in Oesterreich — auf dem

absteifenden Aste befinden und ihre Aufgaben nicht mehr er-

ffillen können. Dic Lage selbst der bisher finanziell noch günstig

abschneidenden Kassen ist mittlerweile derartig schlecht gewor¬

den« daß es eine zwingende Notwendigkeit ist. zu sparen, und

/war da zu sparen, wo es nicht auf Kosten der Versicherten geht.

Auch ist <s nicht angängig, dic Arbeitskraft der Angestellten

durch unzählige Ueberstunden zu schwächen, so daß sie für ihre

Hauptarbeit nicht mehr die nötige geistige Frische aufbringen

können« die in ihrem häufig unterschätzten Berufe erforderlich ist.

Die heutigen Löhne und Qehälter der Arbeiter und Ange¬

stellten seigen m;t Ausnahme einiger Kategorien von weiblichen

Arbeitern, daß die über 21 Jahre alten Mitglieder meist in der

höchsten Lohnstufe versichert sind, zumal bfsher die Erhöhung
der Grundlöhne bei dem Inkrafttreten schon wieder Überholt war.

Es wäre daher m. E. angebracht, dic Einteilung der Ver¬

sicherten nicht mehr n u r in Grundlohnstufen, sondern auch in

Alters-« Berufs- oder Lohngruppen vorzunehmen. Eine Versiche¬

rung nacli dem durchschnittlichen Tagesentgelt gemäß § 180

RVO. wäre mit geringen Ausnahmen dadurch trotzdem gesichert«

Die Gruppen wären unter möglichster Berücksichtigung sämt¬

licher Gruppen von Versicherten etwa wie folgt einzuteilen:

UhrL
jugendl
Arbeiter

v.14—17J

Arbeiter

v.17—21J
Aber

21 Jahre
Ange¬
stellte

Dienst¬
boten

n. vollbe¬

schäftigt,
u. voilar-
buttsflh.

m. 1 w. m. I w. m. I w. m. { w.

7i>8
m. I w. m. | w. m. w.

1 2

A jl4 »i4 9 10

e ll|__2 13 14

O

Mk. Mk. «k.|Mk *k [Mk. Mk ; Mk Mk [Mk Mk.: MV. Mk Mk.

(iriindiohr 45 30 .300 200 400 300 500 ! 350 450
!
300 MS 250 200 j 10Ü

Wochetv I

heitr.bciV*. 21 15 144 1 96 J92 lü 240
,

168 2181 144 192 120 96! 48

Diese Gruppen dürften allen Ansprüchen genügen und könn¬

ten den leweiligen örtlichen Verhältnissen angepaßt werden.

Bedenken konnten allerdings In erster Linie wohl bei den Grup¬

pen Q (männliche und weibliche) zu erheben sein; doch auch

hier müßten diese vor den Vorteilen dieser Einteilung zurück¬

treten.

Diese Vorteile sind folgende:

1. Die Gnmdlohnärdcrungen können fortan reibungslos ohne

die geringste Mehrarbeit erledigt werden; es erhöhen sich jeweils

lediglich d.e Beiträge und das Krankengeld (bzw. die Barlei¬

stungen). D.e Gruppe, der dtr Versicherte zugeteilt ist, ändert

sich mechanisch nur bei Erreichung der leweiligen Altersgrenzen

und bleibt sonst In Arbeitgebcrkontc.i und auf PersonaKMit-

glteder»)karten ungeändert verzeichnet.

2. Die Emrcichung von Lohnändernngsmeldungen durch die

Arbeitgeber wäre mich sonst nicht mehr erforderlich. Die sich

last wöchentlich ändernden Lohnsätze haben für die durch dic

Sozial- und Steuergesetzgebung äußerst Stark in Anspruch ge¬

kommenen Arbeitgeber ebenfalls eine enorme Mehrarbeit zur

Eolge« die in mittleren Betrieben tagelange Arbeit von mehreren

Angestellten erfordert, ganz abgesehen davon, daß eine große

Menge (ich möchte sagen: mehr als dic Hälfte) von Lohnände¬

rungen den Krankenkassen teils verspätet, teils überhaupt ni<

gemeldet werden.

—i

Das Fundament
einer jeden Gewerkschaft ist pünkt¬
liche und richtige öeiiragszahlung

Also: 1. die Orundlohnerhöbnngen erfordern keinerlei

persönliche oder sächliche Verwaltungskosten mehr: 2. den

Arbeitgebern wird eine Menge Arbeit, 3. den Krankenkassen die

Kosten fachlicher Lohnändernngsformulare und die damit ver¬

bundene Arbeit erspart, und 4. konnten dea Kassen keine Be¬

träge mehr entzogtu werden, wie dies durch Unt« tsiwg der

Lohnangaben bisher verursacht wurde. Heb. Hölzle« Duisburg.

Fortschritt oder Rückschritt in der Kranken\ersicherutiK?

De: 26, Deutsche Ortskrankenkassentag in Karlsruhe vom 3. bis

5. September 1922 forderte von der Gesetzgebung die Beseitigung
des Zwanges für die Krankenkassen, freie Irztlicbe Hilfe und

Arznei ohne Rücksicht auf die Höhe der Kosten zu gewähren«
Dic Krankenkassen sind heute durcii Gesetze verpflichtet, ihren

Mitgliedern ärztliche Hilfe in Natur zu gewähren, d. h. Sie

müssen, um dic ärztliche Versorgung sicherzustellen, mit den

Aerzten Verträge abschließen. Dagegen ist es den Aerzten un¬

benommen, den Abschluß eines Vertrages zu verweigern; mit

anderen Worten, dic Kassen müssen wohl oder übel die Be*

dingungen der Acrzte anerkennen. Durch eine starke Organi¬
sation verstanden es d.e Aerztc, dfe Zulassung aller Acrzte zur

Kassenpraxis, die sogenannte freie Arztwahl, zn erzwingen. Kin

ungehemmter Zustrom zum ärztlichen Berufe war die Folget
Gab es z. B. im Jahre 1900 in Deutschland 27 371 Acrzte, so

waren es in dem erheblich verkleinerten Reichsgebiete von

1921 schon 36 186. Heute stehen wir vor der Tatsache, dali ein

großer Teil der Aerztc keine Beschäftigung mehr findet weil

die Kassen einfach außerstande sind, dieser Menge von Aerzten

eine Betätigung zu Meten, Die Acrzto versuchen durch be¬

sonders gänstige Verträge einen Ausgleich zu schaffen und dic

Kassen steilen diesem Bestreben last wehrlos gegenüber. Soll

auf diesem Gebiete eine Gesundung der Verhältnisae eintreten«

dann muß den Kassen die Rechtsgleichheit mit den Aerzten ge¬

währleistet werden. Das ist der Sinn der Porderung des Orts-

kraukenkassentages. Pflicht der KassenmitgHcder ist es, sich

dafür einzusetzen, daß ihnen selbst die Verfügung über die

von ihnen aufgebrachten Kassenmittel überlassen bleibt. Dafi

ein einzelner Bemfsstand von 40000 Aerzten über die Mittel

der 15 Millionen Versicherten verfügen kann« spricht in einem

solchen Maße allen modernen Anschauungen Hohn, daß es fast

unbegreiflich erscheinen muß. wie so etwas In der Deutsehen

Republik noch möglich ist.

Gewerkschaftliches,

Die Beamteneigenschaft abgelehnt. Line ffir Sämtliche Ange¬

stellte der Sozialversicherung grundsätzlich bedeutungsvolle

Entscheidung hat der Reichstag getroffen. Um ihre Be¬

deutung vorwegzunehmen: Der Reichstag entschied sich ze,\en

die Beamteneigenschaft und für dic Anstellung auf privatrecht«
liehen Dienstvertrag. Dieser RechtSZUStand wurde gelegentlich der

Reform der Angestellten Versicherung geschafiena
Nach dem bisherigen Wortlaut ließ der einschlägige 5 IW des Ver-

SicherungSgesetzes für Angestellte Zweifel darüber bestehen, ob

die Angestellten der Reichsversicherungsanstalt ffir Angestellte auf

Privatdienstvertrag anzustellen sind oder als Beamte im beson¬

deren Rechtsinne diesesWortes zu gelten hätten. Dieser Paragraph

sprach nämlich ganz allgemein von den „übrigen Beamten", die

vom Direktorium ernannt werden. Daraus wurde abgeleitet

daß sämtliche Arbeitskräfte Beamteneigenschaft erhalten kunn«

len, in der Tat wurde einem Teil der Beschäftigten von dem

Direktorium der Reichsvcrsicherungsanstalt die Beamteneigen¬

schaft Übertrager;. Die übergroße Mehrzahl wurde «des cn

auf Privatdienstvertrag angestellt. Durch die Aenderungen in

der Verwaltung dieses Versicherungsträgers sind mehrere hun¬

dert Arbeitskräfte überflüssig geworden. Die Erregung unter

diesen Angestellten ist begreiflicberw< ise recht groß. Schon

aus diesem Anlaß wurde diese Rechtsfrage im Reichstagsaus-

schuß eingehend erörtert In den Verhandlungen bat unser

Kollege Oiebel, der dem 6. Ausschuß des Reichstags angehört,

unseren Standpunkt nachdrücklichst vertreten. Er wandte sich

insonderheit gegen das Vorrecht der Militäranwärter, denen

nach jenem Paragraphen ein Dritte! aller Stellungen vorbehalten

ist, Ditses Vorrecht ist denn auch gefallen durch Annahme

eines Antrags Giebel, der in der Ausschuß!assung wie folgt

lautet:

„IVe übrigen Arbeitskräfte werden vom Direkt-.um

' gestellt Ks erläßt mit Zustimmung des Verwaltungsrats

eine Dienstordnung, die über die Zahl der Arbeitskräfte, die

raussetzungen für die Kündigimg und die Qehaltsbez Be*

mmungen enthalten soll, Sic kann auch weitere Bestimmung

gen über das Dienstverhältnis treffen, insbesondere auch Ruhe*

gcha und Hinterbliebenenfürsorge gewähren und anordnen«

daß eine Kündigt 2 nach fünfjähriger Beschäftigung nur aus

i e;n wichtigen Grunde zulässig .si"

lu letzter Stunde« nämiieh in üer di i Lesun« des Pie*

ms« erscl • dann plötzlich ein Antrag Thiel« Lambach*
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Tcusch, Dr. Höfle« Erkelenz, der für den § 10t folgende FlttUUg

b ragte:

„Die übrigen Beamten und die Angestellten werden

von Direktorium angestellt. Das Direkt um erläßt im Einver«

mit dem VerwalUnorat eine D enstordnung, in der

e Zahl, die Gelultsbezüge. die Grundsätze iur Anstellung,

Dienstenthummgi Rabestandsven .

und Hinterbliebenen«

B ZU regeln sind/'

D.ese Fassung, zu deren Erläuterung die Antragsteller leider

nicht das Wort nahmen, unterscheide! zwischen Beamten und

^gestellten. In der Praxis wird das wahrscheinlich dazu füh¬

ren, daß gerade die leitender Stellungen, die unmittelbar nach

den Direktionsmitu ieder* folgen, den versicherten Angestellten

verlorengehen. Das Oebeimratsprinzip wird sieh vermutlich

noch weiter ausbreite! wollen. Hinsichtlich aller übrigen An¬

gestellten will aber auch dieser Antrag keine Beamteneigen¬

schaft, ndern die Aufrechterhaltung dei privatrechtlichea

Dienstcharakters. Dieser Antrag Thiel uv.d Oenossea ist, obgleich

er durch die Worte ..die übrigen Beamten und die Angestellten14

i .; e Zweifel Schafft gegen, die Stimmen der Vereinigten Sozial-

demokratischea Fraktion angenommen, die ilch für den Aus-

scfaußbescbtnfl einsetzte, lu jedem Falk erhellt aus diesem

Vorgang eins mit aller Klarheit dar. nämlich der Reichstag —

nach dieser Abstimmung sogar einstimmig — die Beamten¬

eigenschaft der in der sozialen Versicherung tätigen Arbeits¬

kräfte verwirft. Dal Wir es hier mit einem grundsätzlichen

Standpunkt zu tun haben, beweist auch ein gleichartiger Vor«

gaag gelegentlich der Beratung des Arbeitsnachweisgesetzes.

Auch in diesem Falle wurde die Beamtcneigenschait dieser

Arbeitskräfte aus grmKls.it/Jietieu Erwägungen abgelehnt.

Diese lehrreichen Vorgänge müssen endlich auch das blö¬

deste Auge sehend werden kosen. UI« Angestellten der Sozial¬

versicherung werden sich nunmehr auf den „Boden der gege¬

benen Tatsachen*4 stellen müssen, sie tnässeu es aufgeben« phan*

tastischcn Zielen nachzujagen. Das Hoffen und Harren auf dic

Beamteneigenschaft angesichts dieser Vorgänge wäre ebenso

töricht wie einfältig. Auch der Verband der deutsehen Berufs*

»anschaffen hat su allem UeberfluO tu schärfster Weise

gegen d;e vom Verbaruv geltend gemachten Vorschläge Stel«

ng genommen. In einer ausführlichen Denkschrift vom

15. Juni 1922 lehnte der Verband der deutschen Berufsgenossen«

schatten eingehend und eindeutig jedes Eingehen auf dessen

Vorschläge grundsätzlich ai*. Dam:: ilud also alle einflußreichen

Gruppen der deutschen Wirtschaft Gegner der „Verbeamtung4*.

Mit solcher Tatsache lieh nicht abfinden zu können« beißt einen

Kampf gegen Windmühlentlügcl zu fähren. Jeder muß erkennen,

daß es jetzt gilt der eigenen Krall zu vertrauen, um durch

Selbsthilfe Sicherheit der Stellung und ihre auskömmliche mate-

i e e Ausgestaltung lär uns und unsere Hinterbliebenen su er-

v reiten. In dem Maße kann Jas Schneller erreicht werden, wie

die gesamte Kollegenschaft In geschlossener Einigkeit

i lammenhält« Jeder Kollege« der dazu beiträgt, diese wirt«

achaf( iche Geschlossenheit1 zu schaffen« macht sich -verdient um

i ie gesamte Kollegenschaft: denn je stärker die freigewerk-

schaftlicbc Organisation« um so weitreichender ihre Macht und

iht Einfluß zu Nutz und Frommen der Kollegenschaft

/nr Reichsbesoldungsordnung, 1 ter Teuerungszuschlag zu

den Bezügen der planmäßigen und außerplanmäßigen Reichs-

samten gemäß S 17 des Besoldungsgesetzes vom 30, April 1920

beträgt vom 16 November \922 ab zu dem Grundgehalt den

Diäten, dem Ortszuschlas und den Kinderzusch'.ägen 129 Proz.;

hierzu kommt für d\e im £ 17 Abs. 2 des Besoldungsgesetzes ge¬

inten Beamten ein Fratienzuschlag von monatlich 2000 Mk.

D_c Besatz U n | I / n I 11 e Wii d vom I. November ab

In den Orten der Ortsklasse A von. 1000 auf J000 Mk.

«.
CD, 1!

,.
700

„
2400 ..

Gebieten von 185 auf
und die Kmdcr/.ulage in H bes

I 10 Mk. erhöht.

Frhi>hunn der Bezüge ihr dic Bertdsgeaosseascluritsangestell-

ten. Die Verhandlungen mit dem Arbe tgeberverband deutscher

B< *gei ossenschaften wegen Erto g det Bezüge um 10 Proz.

m Grundgehalt Ortszuschlas nnd K _:rZuschlag auf Grund

\ ti Reichsmii t Finanzen vom 6. No¬

vember 19.22 .. n am 18 Novembei statt« Der Arbeitgeber-

verband führte nsbesondere aus, dali nach seiner Auffassung

e automa sehe \nw« lung ei a'crorduung an; Grund

de: Ziffer IIID des Uebereinkommens vom 13. Man 1922 für

Berufsgenossenschaftsai <
• in Betracht käme,

s lern daß über die Höhe Zuscl ige { st verhandelt wer-

n müsse, weil es sich hieily i « .c ganz neue Art von

lerzuschlägen handle« Im übrigci war vier Arbeitgeberver-

band der Ansicht dafl die Zuschläge von Fall zu Fall festgesetzt

werden müssen, weil dic Einteilung der Orte nicht der wirklichen

Lage der Tcucrungsverhültnisse entspricht. Von uns tvurdo

dagegen ausgeführt, daß die neuen Sonderzuschläge in derselben

Höbe ohne weiteres zu gewähren sind, Sie stellten ein« Ab¬

lösung der früheren VVirtschaüsbcihilfcn dar. Wir wären af>er

bereit, über ihre Höhe für die einzelnen Orte zu verhandeln.

Fiir uns käme jedoch dabei nur in Betracht, dali für einzelne

Orte Bber dic 10 Pro«, hinausgegangen wird und auf Orund der

wirklichen Tcuerungsvcrhültmssc noch andere Ortschaften mit

einbezogen würden. Im übrigen baten wir um Auskunft, auf

Orund weicher Unterlagen der Arbeitgeberverband die Teue-

rungsortc einteilen will oder eine derartige Regelung vorzuneh¬

men gedenkt, da über jeden Ort verhandelt werden müsse.

Daraui zog sich der Arbeitgeberverband zur Beratung zurück.

Cr teilte dann mit, dali er seinen Standpunkt aufrechterhalte,

jedoch wegen der Schwierigkeiten dic die Feststellung der Teue-

rungsverbältnisse für die einzelnen Orte mit sich bringt, unserem

Antrage zustimme. Zwischen den Vertragsparteien wurde dabei

folgendes vereinbart:

1. Die Verordnung des Reichsministers der Finanzen vom

f>. November (Nr. I B 29 384) über „Oerfiche Sonderzuschläge für

Beamte (Soldaten der Wehrmacht), \\ artegeldemotänger, Pen¬

sionäre und Witwen1* findet auch auf dic Angestellten der Be¬

rufsgenossenschaften sinngemäß Anwendung.

2. Vorstehende Regelung ist wirksam vom 1. Oktober

1922 ab.

Grundsätzliche Entscheidung des berufsgenossenschaftlichen

Oberschiedsgerichts über die Berechtigung des Einspruchs bei

übergeordneter Tätigkeit In einer Streitsache gegen dic Tief¬

bauberufsgenossenschaft faßte das berufsgenossenschaftliche
Oberschiedsgericht am 18. Oktober 1922 folgenden Beschluß:

Die Besehwerde wird formell für zulässig erklärt.

Gründe: Die Begriffsbestimmung ffir die Klasse I war in

dem Uebereinkommen vom 8. Dezember 1920 dahin umschrieben,

daß es sich um Burcauangestcllte in übergeordneter bzw. auf«

siebtführender Stellung handeln mußte. Demgegenüber ist im

Uebereinkommen vom 13. März 1922 unter I, lb von „sonstigen

Angestellten in leitender Stellung oder mit Übergeordneter

Tätigkeit44 die Rede. Wenn auch das Oberschiedsgericht in

seiner Rechtsprechung sich auf den Standpunkt gestellt hat,

daß unter übergeordneter „Stellung'4 eine übergeordnete „Tätig¬

keit4* zu verstehen sei, so konnten doch die Angestellten aus

dieser Rechtsprechung des Oberschiedsgerichts einen Be¬

schwerdegrund nicht herleiten, weil die hierfür im Uebereinkom¬

men vorgesehene Beschwerdefrist abgelaufen war. Nachdem

nunmehr in dem neuen Uebereinkommen der der Rechtsprechung

des Oberschiedsgerichts entsprechende Wortlaut gewählt wor¬

den ist. kann nach Ansicht des Obersehiedsgerichts innerhalb

der vorgesehenen Beschwerdeirist eine Beschwerde damit be¬

gründet werden, daß der Angestellte zwar eine übergeordnete

Stellung nicht Inne habe, aber eine übergeordnete Tätigkeit

ausübe.

(i.'ufachgruppe Sachsen. Die Gauleitung für die Kassen¬

angestellten in Sachsen hat eine Uc h ersieh tstabclle

Lber die neuen Grundgehälter, Ortszuschläge, Kinderbeihilfen

ur.d Teuerungszuschläge augefertigt. Die Ueberslchtstabelle

mit zwei Bcrechnungsbeispielen kann von der Gauleitung Sach¬

sen gegen Voreinsendung von 10 Mk. (einschließlich Portol) be¬

zogen werden. Et empfiehlt sich« Sammelbestellungen aufzu¬

geben. Einzahlungen aui Postscheckkonto Otto Dachselt Dres¬

den Nr. S977, erbeten.

Offene Stellen.

Geschäftsführer iür 8500 Mitglieder zählende Kasse. Reflek¬

tiert wird auf eine erste erfahrene Kraft, die die Bestimmungen

der Reichsversieherungsordnung und des Reichsversorguugs-

gesetzes vollständig beherrscht Bewerbungen unter Beifügung

von Zeugnissen und Lebenslaufbesehreibung an die Besondere

Ortskrankenkasse für Fabrikarbeiter zu Luckenwalde.

Geschäftsführer, der auf dem Gebiet der Krankenversiche¬

rung und der sozialen Gesetzgebung vollkommen bewandert und

im Kassen- und Rechnungsdienst gut durchgebildet ist. Lebens«

lauf mit Zeugnisabschriften und Lichtbild an den Vorstand der

Ortskrankenkasse Sehmar-Cunersdori.

Angestellter der Klasse 3 des Uebereinkommens vom

13. März 1922, der in der Unfallbearbeitung Erfahrung hat. Sek¬

tion V der Berufsgenossenschaft der Chemischen Industrie in

Leipzig, Fleischerplatz IUI

Berutsgenossenschaftsangestellter iür Umallabteilung, Tarif-

klasse ,\ gesucht. Sektion V der Berafsgenossenschaft der

chemischen Industrie in Leipzig.
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